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Neue internationale und nationale Perspektiven 
der Klima- und Energiepolitik –  
Auswirkungen auf die Energie- und Gebäudepo-
litik der Schweiz 
 
Gebäude machen in Industrieländern etwa 80 bis 85 % des gesamten Kapitalstocks der 
Volkswirtschaft aus. Vom energiewirtschaftlichen Standpunkt haben sie drei herausragende 
Merkmale: Sie benötigen in gemässigten Zonen gut ein Drittel der Primärenergie, weisen sehr 
hohe und rentable Energieeffizienzpotentiale auf und haben sehr lange Re-Investitionszeiten. 
Von diesen Merkmalen her sind Gebäude ideale Kandidaten für eine nachhaltige Energie- und 
vorausschauende Klimapolitik. Aber im gebäudewirtschaftlichen und -poltischen Alltag sind 
andere Faktoren unübersehbar: sehr unterschiedliche Gebäudebesitzer mit sehr divergieren-
den Interessen und Präferenzen, das Investor-Mieter-Dilemma, häufig geringe Kenntnisse der 
am Bau Beteiligten und nicht zuletzt dadurch hohe Transaktionskosten.  
 
In dieser Situation kommt der Druck zu Veränderungen von zwei globalen Herausforderun-
gen: dem Klimawandel und den steigenden Preisen fossiler Heizenergien und Elektrizität. dies 
aber bedeutet, dass internationale Entwicklungen bei der Bekämpfung der beiden globalen 
Herausforderungen auch die Schweizer Energie- und Gebäudepolitik beeinflussen.  
 
 
 
1. Die internationale Entwicklung der Klima- und Energiepolitik  
 
Seit den letzten zwei Jahren kommt die international Energie- und Klimapolitik in Fluss. Die 
Internationale Energie-Agentur entdeckt die Energieeffizienz in ihren beiden letzten Energie-
projektionen (IEA 2006 und 2007) als den bedeutendsten Beitrag zur Reduktion der Klima-
gasemissionen und eine drohende Stagnation der Erdölproduktion in den kommenden Jahren. 
Die verheerenden Hurrikans und Flutwellen in einigen Gegenden der Welt und die Auszeich-
nung des Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC 2008) führten zu politischer 
Aufmerksamkeit und guter Wählerakzeptanz zu diesem Thema. Auch die Finanzwelt initiierte 
mehr als 100 "Clean Energy" Fonds, die bei den Anlagern mit mehreren 100 Mrd. $ grossen 
Anklang fanden.  
 
1.1. Die Zeit nach Kyoto und beim Produktionsmaximum von Erdöl bis 2020  
 
Die beiden globalen Herausforderungen gelten für eine Energie- und Gebäudepolitik als klare 
Einflussfaktoren: die internationalen Bemühungen zur Eingrenzung der globalen Treibhausga-
se und die begrenzte Produktionskapazität des Erdöls, dessen Preisentwicklung bei starren 
Nachfragemustern weiterhin steigende Tendenz hätte und damit seine eigene Substitution 
durch Effizienz-Investitionen und erneuerbare Energien beschleunigen würde.  
 
- Die Zeit nach Kyoto 
 
Die globale Herausforderung, die durchschnittliche bodennahe Temperatur um maximal 2°C 
ansteigen zu lassen (weil sonst die absterbenden borealen Wälder selbst zu Emissionsquellen 
werden, IPCC, WG II 2007), setzt eine koordinierte sofort ansetzende Emissionsminderungs-
politik voraus. Diese war bisher in Teilen der OECD zu beobachten, insbesondere in der EU, 
zum Teil in Japan, Australien und einigen US-Bundesstaaten. aber heute ist schon sicher, 
dass die Ziele von Kyoto für die Periode 2008 bis 2012 von den Annex-I-Ländern nicht er-
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reicht werden. Möglicherweise ist die Energiepolitik der chinesischen Regierung weitaus ambi-
tionierter als vieler Regierungen in den Annex-I-Staaten.  
 
Dies mag sich nach der Konferenz in Kopenhagen im kommenden Jahr – vielleicht aber auch 
unter dem Eindruck der häufiger und stärker werdenden extremen Wetterereignisse in vielen 
Gegenden der Welt ändern. Das Bedrückende an dieser internationalen Herausforderung ist 
die Tatsache, dass die Industriestaaten (und die Schweiz erst recht) viel zu reich sind, um 
nicht die Adaptationskosten an den Klimawandel und die verbleibenden Schadenskosten über 
Versicherungen locker abdecken zu können. Die Kosten für Adaptation (bei 4°C Temperatur-
anstieg statt 2°C in diesem Jahrhundert) belaufen sich bis Mitte dieses Jahrhunderts vielleicht 
auf 3 bis 5% des Bruttoinlandsprodukts, während dies selbst im gleichen Zeitraum um viel-
leicht 50% ansteigt (IPCC, WG III, 2007; Stern 2007). Die verbleibenden Schadenskosten 
haben zunächst eine ähnliche Grössenordnung, die schnell über die Tatsache hinwegtäuscht, 
dass in 500 Jahren dieser 4°C-Entwicklung sämtliche Mio.-Städte in küstennahen Standorten 
mit 50 m über dem Meeresspiegel nicht zu schützen sein werden (vgl. London, Venedig, 
Athen, Hamburg, Kopenhagen, Stockholm. oder ganze Flussdeltas in allen Kontinenten der 
Erde).   
 
- Nahe dem globalen Produktionsmaximum von Erdöl 
 
Da trifft es sich gut für eine nachhaltige Zukunft, dass die steigenden Trends der Erdölnach-
frage einer schnell wachsenden Weltwirtschaft auf einen absehbaren Trend stagnierender 
Erdölproduktion stossen (vgl. Abbildung 1), d.h., die Preise fossiler Energien werden in Zu-
kunft klar steigende Tendenz haben, was man im Jahre 1980 noch nicht voraussagen konnte. 
Die Entdeckung neuer grosser wirtschaftlich abbaubarer Erdöllagerstätten ist seit mehr als 15 
Jahren rückläufig (BP 2007), und Skeptiker glauben, dass die heutige Erdölproduktion nur 
wenige Jahre aufrecht erhalten werden könnte, bevor sie merklich abnehmen würde.  
 

Abbildung 1: Steigende Erdölproduktion um mehr als 1% ist seit 2005 in Frage gestellt. Die Mineralölwirtschaft 
selbst spricht eher von einer Stagnation  
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Auch wenn sie nicht recht haben sollten, sind die Preissteigerungen auf 100 $ je Barrel eine 
immense Bürde für die Entwicklungsländer, die häufig ihre Stromproduktion mit Heizöl betrie-
ben und schon heute nur die Hälfte eines Tages Strom produzieren können, weil die Devisen 
für den Einkauf des Heizöls fehlen. Auch für die Schweizer Gebäudebesitzer und -mieter wird 
das Heizen bei unveränderter Gebäudehülle teuer. Die rationale Reaktion kann nur sein, im 
Re-Investitionszyklus eine erhebliche energietechnische Sanierung des jeweiligen Gebäudes 
zu unternehmen, weil die Zeiten billiger Heizenergie vorüber sein wird und zudem Auflagen 
über die maximalen Treibhausgasemissionen ins Haus stehen.  
 
 
1.2. Die Ziele der Energie- und Klima-Politik der Europäischen Kommission 
 
Die Energie- und Klimapolitik der EU hat ohne Zweifel einen Einfluss auf diese Politikbereiche 
in der Schweiz. Im Grundsatz könnte die Schweiz eigene Wege gehen, was sie z.B. im Be-
reich der geringen Besteuerung von Endenergien oder bei der Realisierung von Minderungen 
von Treibhausgasemissionen in Entwicklungsländern statt im Inland auch tut. Die Frage bleibt 
allerdings, ob diese eigenen Wege für die Schweiz selbst langfristig ein Vorteil sind. Für die 
Gebäude möchte man es angesichts der langen Re-Investitionszyklen bezweifeln. Das billigs-
te Heizöl in Europa knabbert an der Rentabilität von durchgreifenden Wärmeschutzmaßnah-
men und die tiefsten Kraftstoffpreise unterstützen den Strassenverkehr bei der Zersiedlung 
der Landschaft.  
 
Was sind die Ziele der EU, was die Empfehlungen der Klimawissenschaften? Welche Leis-
tungsanforderungen werden den Nachbarländern der Schweiz auferlegt, um sich den beiden 
globalen Herausforderungen zu stellen?   
 
-  Die internationale Forschung warnt vor den hohen Adaptationskosten einer laissez faire-

Politik und empfiehlt eine Absenkung der Emissionen, so dass eine Begrenzung des globa-
len Temperaturanstiegs um 2°C in diesem Jahrhundert mit einer Sättigungskonzentration 
von 450 ppm erreicht werden kann.  

 
-  Die DG Environment der Europäischen Kommission verfolgt sogar das Ziel einer Begren-

zung auf 400 ppm, was vermutlich negative Emissionen in der zweiten Hälfte dieses Jahr-
hunderts voraussetzen würde (d.h. (z.B. durch Wiederaufforstung oder Speicherung von 
CO2 Emissionen aus der Verbrennung aus Biomasse).  

 
-  Entlang dieser Überlegungen hat sich die EU 2006 mit der EDL-Richtlinie1 ein Effizienzziel 

von 9% gegeben. Einen Schritt weiter geht das Energie- und Klimapaket (2007/2008) mit 
seinen drei Zielen für das Jahr 2020: eine Steigerung der Energieeffizienz um 20 %, einen 
Anteil der erneuerbaren Energien an der Stromerzeugung von 20 % sowie eine Minderung 
der Treibhausgasemissionen gegenüber 1990 von 20 %. Langfristig, d.h. bis 2050, ist glo-
bal eine Treibhausgasemissionsreduktion von bis zu 50% im Vergleich zu 1990 erforder-
lich, was für industrialisierte Staaten eine Reduktion von 60-80% impliziert. Dies sind ehr-
geizige Ziele, die auch für den europäischen Gebäudebestand von sehr grosser Bedeutung 
sind, will man die Ziele ernsthaft erreichen.  

 
 

                                                 
1 Die EU-Richtlinie 2006/32/EG über Endenergieeffizienz und Energiedienstleistungen (EDL-Richtlinie) vom 5. April 
2006 schreibt das Ziel fest, dass alle EU-Mitgliedsstaaten bis zum Jahr 2016 jeweils Endenergieeinsparungen in 
Höhe von neun Prozent im Vergleich zum durchschnittlichen Endenergieverbrauch der Jahre 2001 bis 2005 reali-
sieren und nachweisen sollen. Daraus resultiert beispielsweise für Deutschland ein Energieeinsparrichtwert bis zum 
Jahr 2016 von rund 833 PJ (9%-Zielwert). Die Endenergieeinsparungen sind in allen Verbrauchssektoren zu erzie-
len und sollen durch Energiedienstleistungen und Energieeffizienzmaßnahmen auf der Nachfrageseite erreicht 
werden. Die Richtlinie lässt den Mitgliedsstaaten die Wahl zwischen verschiedenen Instrumenten zur Steigerung 
der Energieeffizienz und zur Förderung des Energiedienstleistungsmarkts 
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Um die ambitionierten Ziele umzusetzen, hat die EU eine Reihe von Massnahmen beschlos-
sen, welche nicht zuletzt den Gebäudesektor inkl. der Gebäudetechnik betreffen:  
 
- Die Gebäudedirektive der EU (EPBD) von 2002, die zwar jeder Mitgliedsstaat auf seine 

Weise in nationales Recht umsetzen muss, dürfte auch eine bedeutende Rolle bei der Er-
füllung der Ziele der EU spielen. Die Neubaustandards werden verschärft, zum Teil ausge-
dehnt auf Sanierungen und der Gebäudepass wird verbindlich eingeführt. Letzterer mag in 
seiner Wirkung als gering eingeschätzt werden, könnte aber bei Käufer- und Mieter-
bestimmten Teilmärkten in einigen Jahren eine zunehmende Bedeutung erhalten.  

 
- Im Aktionsplan Energieeffizienz wurden 75 spezifische Aktionen in zehn Prioritätsgebieten 

implementiert, dies für eine Periode von sechs Jahren. Bzgl. Gebäuden verfolgt der Plan 
das Ziel, die Energieeffizienz Bestandes der existierenden Gebäude der EU rasch zu ver-
bessern und eine Führungsrolle zu übernehmen, um sehr effiziente Neubauten zur Norm 
zu machen. Zudem soll eine kohärente Steuerpolitik zu einer effizienteren Energienutzung 
führen.  

 
- Die Eco-design Richtlinie (2005/32/EC, EuP) bzgl. Energie nutzender Produkte wie z.B. 

elektrische und elektronische Geräte oder Heizsysteme inklusive Wärmepumpen legt EU 
weit einheitliche Regeln für das Eco-design fest und gewährleistet, dass Unterschiede zwi-
schen nationalen Regulierungen keine Wettbewerbshemmnisse innerhalb der EU nach 
sich ziehen. Die Direktive beinhaltet nicht nur verbindliche Anforderungen für bestimmte 
Produkte, sonder definiert auch Bedingungen und Kriterien, um umweltbezogene Anforde-
rungen zu stellen und ermöglicht, dass diese rasch und effizient verbessert werden kön-
nen. Die Direktive stellt einen Durchbruch in der EU Produkte Politik dar und führt manche 
neue und innovative Elemente mit konkreten Anwendungen des EU-Initiative „bessere 
Rechtssetzung“ ein (im Sinn von “Less red tape = more growth: Commission package for 
better regulation”).  

 
 
1.3. Die Ziele der Energie- und Klimapolitik einige europäischer Länder 
 
Neben den indirekten Auswirkungen der Energie- und Klimapolitik der EU auf die Schweiz 
mag es weitere Einflüsse durch Politikmassnahmen von nationalen Regierungen in Europa 
auf die Schweiz geben. So fasste beispielsweise die deutsche Bundesregierung im August 
weit reichende Beschlüsse für eine nationale Klimainitiative (auch Meseberg-Programm ge-
nannt). Dieses Programm definiert folgende Ziele für 2020: 
• die Reduktion der deutschen Treibhausgasemissionen um 40% gegenüber 1990, 
• einen Anteil erneuerbarer Energien an der Stromerzeugung von 25-30%, 
• einen Anteil von 14% erneuerbarer Energien an der Wärmeerzeugung, 
• den Ausbau der Biokraftstoffe, um die Kraftstoffemissionen um 10% zu senken,  
• die Verdoppelung der Energieproduktivität gegenüber 1990. 
 
Dieses ungemein ehrgeizige Programm sieht für den Gebäudebestand eine Reihe von Mass-
nahmen vor, darunter die Novellierung des Energieeinspargesetzes, das neben dem Neubau 
auch Standards für die Sanierung von Gebäuden vorsieht. Ein Mindestanteil an erneuerbaren 
Energien zur Deckung des Heizenergie- und Warmwasserbedarfs ist durch das Ernerneuer-
bare-Energien-Wärme-Gesetz vorgesehen sowie wie weitere Massnahmen wie z.B. zinsver-
günstigte Darlehen (derzeit in Höhe von 500 Mio. € pro Jahr), weitere Fördermittel für umfas-
sende energetische Sanierungen von Schulen, Kindergärten und Bundesbauten. Insgesamt 
erwartet man von diesem Policy-Bündel für die Gebäude eine Energieeinsparung im Jahre 
2020 von knapp 150 TWh, eine Reduktion von 48 Mio. t CO2 und eine jährliche Investition von 
durchschnittlich gut 10 Mrd. € pro Jahr zusätzlich zu den Investitionen einer Referenzentwick-
lung (Jochem et al. 2008).  
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Die schwedische Regierung ging bereits 2005 noch einen Schritt weiter, indem sie die "Unab-
hängigkeit" vom Erdöl für das Jahr 2020 erklärte, das u.a. erreicht werden sollte durch eine 
20%ige Verbesserung der Energieeffizienz in allen Sektoren, eine Halbierung des Kraftstoff-
bedarfs im Verkehr und eine völlige Rückführung des Heizölbedarfs in Gebäuden sowie die 
Einführung des Passivhausstandards für Neubauten. Zur Realisierung der Ziele wurde spe-
ziell eine Kommission der Erdöl-Unabhängigkeit (Kommissionen för att bryta oljeberoendet i 
Sverige till år 2020) eingesetzt. Die Zielsetzung ist nicht ohne Spannungen, da seitens der 
Holzverarbeiter und der Papier- und Zellstoff-Industrie befürchtet wird, dass der hohe Einsatz 
von Holzbrennstoffen zur Verteuerung ihrer Rohstoffe führen wird. Schon heute importiert 
Schweden Holz-Pellets aus Kanada.  
 
 
1.4. Auswirkungen auf die Schweiz 
 
Die neueren internationalen und namentlich europäischen Energie- und Klimapolitikaktivitäten 
haben Auswirkungen auf die Schweiz sowohl auf der Zielsetzungs- wie auch auf der Um-
setzungsebene. 
 
1.4.1 Zielsetzungsebene 
 
Bei den Zielen z.B. wird eine gewisse Harmonisierung zwischen EU und der Schweiz sichtbar 
(-20% Reduktion der Treibhausgase bis 2020): im Moment liegt allerdings erst ein Bundes-
ratsbeschluss vor, eine Revision des CO2-Gesetzes für die Zeit nach 2012 mit entsprechender 
Zielsetzung in die Wege zu leiten. Wie die EU  strebt der Bundesrat bis 2050 eine Reduktion 
um 50 Prozent an (gemessen am Stand von 1990), was eine jährliche Reduktion von 1,5 Pro-
zent bedeutet. Bzgl. Energieeffizienz und erneuerbaren Energien ist die Zielsetzung – auch 
aufgrund einer anderen Ausgangslage – nicht deckungsgleich mit der EU: der Anteil erneuer-
barer Energien am gesamten Energieverbrauch soll um 50 % gesteigert und der Anstieg des 
Stromverbrauchs zwischen 2010 und 2020 auf maximal 5 % begrenzt und nach 2020 stabili-
siert werden (Quelle: Medienmitteilung 21.2.08 und Aktionspläne Erneuerbare Energien und 
Energieeffizienz). Ähnlich wie die EU bzw. die einzelnen Länder hat auch die Schweiz Akti-
onspläne formuliert. Diese wurden in der Schweiz mittlerweile verabschiedet. 
 
1.4.2 Massnahmen- und Umsetzungsebene 
 
Die EU-Gebäuderichtlinie (European Energy Performance of Buildings Directive, EPBD) 
hat(te) hat im wesentlichen zwei Auswirkung auf die Schweiz: 
 
- Zum einen über die CEN-Normen, welche entsprechend geändert oder neu geschaffen 

wurden (rund 30 CEN-Normen; im Gebäudebereich nimmt SIA 380/1 auf CEN Bezug) 
und welche von der Schweiz nachvollzogen werden. Diesen Prozess hat die Schweiz 
mittlerweile mehr oder weniger „verdaut“. Hierzu ist anzufügen, dass die EPBD nicht ein-
zelne Zielvorgaben z.B. über Energieeffizienzanforderungen im Bauwesen macht, son-
dern nur den Rahmen wie beispielsweise Berechnungsverfahren vorgibt.  

 
- Zum anderen hat die EPBD einen Einfluss auf die aktuell in der Schweiz noch nicht abge-

schlossene Diskussion über die Einführung eines Gebäudeenergieausweises. Im Moment 
liegen Vorschläge des SIA (Merkblatt 2031), des Bundes und der Kantone (GEAK) vor. 
Insgesamt scheint die Schweiz jedoch weit entfernt vom Beschluss, den Gebäudeener-
gieausweis für obligatorisch zu erklären, wie dies bei der EU der Fall ist. 

 
 
 
In einem weiteren Sinn wurden die Kantone wohl auch bei der Verschärfung der MuKEn 2008 
vom allgemeinen internationalen Umfeld (IPCC, EU, Energiepreisanstieg) beeinflusst.  
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Im Gebäudesektor könnte des weiteren die Ecodesign-Richtlinie relevant werden. Diese um-
fasst nicht nur Elektronik und Elektrogeräte, sondern auch Gebäudetechnik wie Elektromoto-
ren, Pumpen, Ventilatoren, Kühlgeräte und –anlagen, Heizanlagen inkl. Wärmepumpen (zu-
nächst dreizehn, dann neunzehn und kürzlich weitere Produktegruppen). Die Richtlinie sieht 
entweder Zulassungsbeschränkungen oder die Effizienzetikettierung als Instrumente vor. Im 
Hinblick auf eine konkrete Ausgestaltung laufen im Moment (2008) mehrere vorbereitende 
Studien (z.B. Kühlgeräte) oder sind bereits abgeschlossen (Heizkessel, Wärmepumpen). Die 
Ecodesign-Richtlinie ist sowohl für Nachfrager entsprechender Gebäudetechnik von Relevanz 
(Planer, Unternehmen) als auch für Produzenten relevant. Auf Produzentenseite. So sind 
denn auch mehrere Unternehmen und Verbände in verschiedenen Umsetzungsaktivitäten 
involviert. Bzgl. in  den Heizanlagen ist die Schweiz zwar schon auf einem recht guten Effi-
zienzstand, aber auch hierbei sind weitere Effizienzverbesserungen möglich (vgl. Jakob, 
2008). Die Wirkung der EuP bei den Wärmepumpen ist im Moment schwierig abzuschätzen. 
Zum einen sind die Arbeiten zur Energieeffizienz-Etikette noch nicht abgeschlossen, zum an-
deren existieren bereits zwei andere Label, nämlich das Eco-Label (eine Auszeichnung für 
Bestprodukte, ähnlich dem Blauen Engel) sowie das Gütesiegel D.A.CH der Länder Deutsch-
land, Österreich und Schweiz (danebst existieren in Frankreich und Schweden weitere Label). 
Möglicherweise wird sich D.A.CH auch in weiteren EU-Ländern durchsetzen. 
 
Die Auswirkungen derartiger Politiken auf die Schweiz im Gebäudebereich sind also vielfältig, 
meist unerkannt und indirekt. Die sind einmal technologische Auswirkungen (z.B. das Konzept 
des Passivhauses), Preiswirkungen von hocheffizienten Gebäudeelementen und technischen 
Anlagen (z.B. Dreifachverglasungen mit U-Werten bis zu 0,7 aus Deutschland; Pellets-
Kesselanlagen aus Österreich oder Deutschland, verbesserte Dämmmaterialien und -sys-
teme). Die höheren technischen Standards in einigen Nachbarländern oder in Skandinavien 
führen einerseits zu Chancen für die exportorientierte Schweizer Industrie (z.B. hoch effiziente 
kleine Pumpen oder Beleuchtungsanlagen, Solarkollektorsysteme, thermische Speicher), an-
dererseits besteht das Risiko, das ausländische Hersteller hoch effizienter Produkte aufgrund 
ihrer heimischen und benachbarter EU-Märkte Kostenvorteile erarbeiten können und den 
Schweizer Herstellern das Leben schwer machen, die keine so grossen Marktanreize durch 
die politischen Rahmenbedingungen in der Schweiz haben.  
 
Dieses Risiko für die herstellende Industrie wirft die Frage auf, inwieweit die Schweizer Ener-
gie- und Gebäudepolitik nicht darauf achten müsste, sich nicht der Gefahr auszusetzen, dass 
andere europäische Länder oder die EU der Schrittmacher des technischen Fortschritts und 
der neuen Märkte sind. Hier wünschten die Autoren der Schweizer Administration und der von 
diesen Entwicklungen profitierenden Industriezweigen und Banken mehr Engagement. 
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2. Die Schweiz als Schrittmacher oder Aussenbestimmter bei der 
Nutzung energieeffizienter Gebäude 
 
Schrittmacher in einem Technologiebereich zu sein, hat häufig die Bürde der Durchsetzung, 
sowohl politisch als auch marktmässig. Aber die Schrittmacherrolle bringt auch Vorteile des 
"first mover" auf den globalen oder europäischen Märkten. Den Schrittmachern zu folgen an-
dererseits, hat ebenfalls seine Vor- und Nachteile. Bei den Gebäuden mit ihren langen Re-
Investitionszeiten der Gebäudehülle und angesichts der globalen Herausforderungen spricht 
einiges dafür, dass die Schweiz unter den Schrittmachern sein sollte. Diese Rolle hat sie heu-
te in einer Reihe von gebäudetechnischen Bereichen, aber vielleicht weniger als in den 
1990er Jahren.  
 
 
2.1 Schrittmacherrollen der Schweiz im Gebäudebereich 
 
Von einer Schrittmacherrolle der Schweiz kann insbesondere bei folgenden Bereichen ge-
sprochen werden: 
 
- Fensterverglasungen: frühe Einführung der Wärmeschutzverglasung dank gesetzlicher 

Anforderungen der Kantone 
 
- Wärmepumpennutzung und -förderung (hinter Schweden): erfolgreiche Neulancierung ab 

Beginn der 1990er Jahre mit Erreichen eines sehr hohen Marktanteils bei neuen Ein-
familienhäusern 

 
- Minergie-Label: nach Gründung 1997 rasch hoher Bekanntheitsgrad, relativ hoher Markt-

anteil bei EFH-Neubauten (im Vergleich zum Passivhaus-Standard in Deutschland oder 
anderen Labeln in anderen Ländern) 

 
- Kondensierende Heizkessel: frühe, rasche und relativ vollständige Einführung konden-

sierender Kessel, zunächst im unteren Leistungsbereich bei Gas, später auch beim Öl, 
ebenso eine zunehmende Holzenergienutzung in den modernen Formen von Pellets und 
Chips, sowie  

 
- hoch effiziente kleine Pumpen für kleine Heizungsanlagen. 
 
 
2.1.1 Fensterverglasungen 
 
Ein gutes Beispiel, wie mit energetischen Gebäudevorschriften und nachhaltige Markttrans-
formation erreicht werden kann, ist der Fall der Fensterverglasung. Hierbei spielt die Schweiz 
eine Vorreiterrolle. Dies zeigt der Vergleich des historischen Verlauf der Marktdurchdringung 
von Wärmeschutzverglasungen in drei europäischen Länder (Deutschland, Frankreich und 
UK) mit der Schweiz verglichen. Die Länder unterscheiden sich bzgl. Verlauf der von der 
Schweiz recht unterschiedlich ist. Die Unterschiede betreffen sowohl den zeitlichen Ablauf, die 
Stringenz der technischen Anforderungen und zum Teil auch die Art der Politikinstrumente.  
 
Obwohl es sich bei den führenden Glasherstellern um mittlere bis grosse, multinationale Un-
ternehmen und Konzerne handelt, was grundsätzlich eine länderübergreifende Verbreitung 
von Entwicklungserkenntnissen und Herstellungsprozessen ermöglicht hätte, erfolgte die 
Markteinführung der energie-effizienten Wärmeschutzverglasungen in den verschiedenen  
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Ländern erst auf Druck der gesetzlichen Anforderungen. Aufgrund der nicht zwischen den 
Ländern koordinierten Energiepolitik (auch durch die EU) erfolgte die Markteinführung höchst 
unterschiedlich (Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden.): die Märkte in den 
einzelnen Ländern reagierten ganz spezifisch auf die gesetzlichen Rahmenbedingungen.  
 
In Frankreich beispielsweise waren die Anforderungen der „Régulation thermique“ von 2001 
zu wenig stringent, um einen vollständigen Durchbruch der Zweifachwärmeschutzverglasung 
zu bewirken und erst mit der RT2005 konnte die Markteinführung wieder beschleunigt werden. 
In Deutschland wurden von der DIN bereits 1974 die k-Werte (heute U-Werte) der Fenster 
limitiert, mutmasslich jedoch nicht aus energetischen, sondern aus Komfortgründen. Mit der 
energetisch motivierten Wärmeschutzverordnung 1977 und deren Revision 1981 wurden die 
Anforderungen jedoch nicht stark verschärft (U-Wert 1981 3.1 W/m2K , erreichbar mit Doppel-
verglasung, nicht beschichtet, luftgefüllt, d.h. ohne Inertgasfüllung). Der nächsten Revision der 
Wärmeschutzverordnung nach über zehn Jahren (1994) wurde ein Fenster-U-Wert von 1,8 
W/m2K unterstellt. Zusammen mit der verbindlichen Ankündigung einer künftigen weiteren 
Verschärfung (Energieeinsparverordnung EnEV, für das Jahr 2000 in Aussicht gestellt) ge-
nügte dies, um Wärmeschutzverglasungen sehr rasch in den Markt einzuführen. Die An-
forderungen wurden denn auch so ausformuliert, dass die Verwendung von Wärmeschutzver-
glasung mehr oder weniger zwingend war (obwohl es sich bei der EnEV im Prinzip um eine 
flexible Verordnung handelt, welche eine Optimierung über das Gebäude als Ganzes erlaubt).  
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Abbildung 2: Markteinführung von Fenstern mit Wärmeschutzverglasung im Zusammenhang mit der Entwicklung 
von gesetzlichen Wärmeschutzanforderungen in verschiedenen Ländern (die Pfeile deuten die Zeitpunkte deren 
Einführung, Verschärfung oder deren Ankündigung an) 
 
Quelle: Länder Deutschland, Frankreich, Grossbritannien: Saint-Gobain (Frankreich), Schweiz Glas Trösch, SIA, 
BD/AWEL Kanton ZH, Jakob (2008) 
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2.1.2 Wärmepumpen 
 
Hinter Schweden nimmt die Schweiz bzgl. der Nutzung von Wärmepumpen eine Spitzenposi-
tion ein, wie der Vergleich mit ausgewählten EU-Ländern und der EU zeigt (Fehler! Verweis-
quelle konnte nicht gefunden werden.). In Schweden wiesen Wärmepumpen  bereits 1990 
einen Anteil von etwa 30 %, eine Ziffer, welche bis 2004 auf 74 % stieg. In den meisten ande-
ren europäischen Ländern sowie für die EU als Ganzes lagen die Marktanteile der Wärme-
pumpen auch 2004 deutlich unter 5 % (2 % EU-weit, 4 % in Österreich). Demgegenüber lag 
der Anteil in der Schweiz 1990 schätzungsweise bei 5 % und 2004 bei 35 % (leistungsgewich-
tet ergeben sich gegenüber obigen Angaben gewisse Verschiebungen zuungusten der WP, 
da diese ihre Stärken v.a. im unteren Leistungsbereich aufweist). Bei der Kategorie der Ein-
familienhaus-Neubauten lag der Marktanteil 2006 in der Schweiz bei etwa 75 %.  
 
Nach einer ersten „Boom“-Phase in den späten 1970er und in der zweiten Hälfte der 1980er 
nahmen die Wärmepumpen-Verkäufe in der Schweiz aufgrund verschiedener Faktoren (fal-
lende Energiepreise, z. T. pannenanfällige oder schlecht funktionierende Anlagen, schlechte 
Reputation) wieder ab (Figur 4). Darauf reagierte die Schweiz mit einer kohärenten WP-
Förderungspolitik, so dass die Verkäufe seit 1993 kontinuierlich anstiegen und zwar während 
langer Zeit vornehmlich in EFH-Neubauten (und entsprechend kleinen Anlagen unter 20 kW). 
Mit dem Ansteigen der fossilen Energiepreise nehmen seit etwa 2005 auch die Verkäufe an-
derer Kategorien zu, namentlich grössere Leistungsklassen und der Absatz in bestehende 
Gebäude.  
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Abbildung 3: Marktanteile von WP am Total der verkauften Heizanlagen (ohne Festbrennstoff und Elektrodirekthei-
zungen) in ausgewählten Ländern der EU, für die EU als Ganzes und für die Schweiz.  
 
Quelle: VHK (2008), Rognon (2008), eigene Schätzung 
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Abbildung 4: Wärmepumpen-Verkaufsstatistik für die Schweiz 
 
Quelle (FWS 2008) und (Basics, 2002) 

 

Möglich wurde diese Entwicklung durch engagierte Einzelpersonen, Firmen und Institutionen 
in Forschung, Wirtschaft und Verwaltung und eine im Grossen und Ganzen gut abgestimmte 
Förderpolitik ab Anfang der 1990er-Jahre (siehe Tabelle 1). Hinzu kommt eine günstige Struk-
tur der Schweizer Stromerzeugung mit sehr geringen Emissionen (knapp 60% Wasserkraft 
und 35% Kernenergie), die eine umwelt- und klimapolitische Diskussion über die Beheizung 
von Gebäuden vereinfacht relativ zu manchen Nachbarländern mit hohen Anteilen fossiler 
Energieträger.  
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Phase  Policy action and market development  
1973 - 1989 
Enthusiasm 
and dis-
illusionment 

 1974 (?): first guidelines of the Swiss Association for Refrigeration 
Around 1980: heat pump testing facility at EPFL 
1980: Foundation of AWP: Association of producers and suppliers 
1981/82: start of field testing, supported by NEFF and SFOE Early 
1980 ongoing: know how and experience transfer through conferences 
1980s: testing of commercial HP, funded by Swiss Authorities 

1990-1992 
First steps  

1990: Launch of Energy2000 (general promotion programme of SFOE) 
1992: Draft of heat pump promotion programme as part of Energy2000 

1990 - today 
The success 
story 

1993-1995 
Bundling of activities 

1993: Formation of Heat Pump Test Centre (WPZ) in Winterthur-Töss 
1993: Formation of FWS: Swiss Heat Pump Promotion Group 
1993 to 1996: Subsidy programme for heat pumps in existing buildings 

 1996-2000 
consolidation 

1996 to 2003: Heat pump field tests, initiated by SFOE 
1996: first heat pump exhibition (trade fare for the general public) 
1997/1998: HP subsidies from some electricity utilities 
1997: max. 80% of heat and hot water of new buildings may be covered by 
non-renewable energies in the canton of Zurich 
1998: Creation of HP quality seal DACH (Germany, Austria, Switzerl.) 

 2001-2005 
Industrialisation 

2000: Launch of SwissEnergy (follow-up programme of Energy2000) 
2001: FWS gets more independence through a framework contract 
2001 to 2005: significant market consolidation (fewer, but larger companies, 
increased degree of industrialisation)  
2003: market share of HP reaches 50% (case new single family house) 

 2006-2010 
Path to independency 

2006 ongoing: number of sold heat pumps reaches number of oil and gas 
heating systems (whole market of new and existing buildings) 

AWP: Arbeitsgemeinschaft Wärmepumpen (Working group heat pumps) 
EPFL: Ecole Polytechnique Fédéral de Lausanne (Swiss Federal Institute of Technology in Lausanne) 
FWS: Fördergemeinschaft Wärmepumpen Schweiz (Swiss Heat Pump Promotion Association) 
NEFF: Nationaler Energie-Forschungs-Fonds (National Energy Research Founds 
SFOE: Swiss Federal Office of Energy 

Tabelle 1: Phases of het pump development and deployment and policy action in Switzerland 
 
Quelle basiert auf Rognon (2006I, Rognon (2008), Zogg (2008), übernommen aus Nej et al. (2008) 
 

 
2.1.3. Kondensierende Heizkessel 
 
Bei den Marktanteilen der Heizanlagen (Verkäufe) bestehen grosse Unterschiede zwischen 
den verschiedenen EU-Ländern (siehe Figur 4 für eine Auswahl). Diese Unterschiede betref-
fen gerade auch die Anteile der kondensierenden bzw. nicht kondensierenden Kessel; eine 
Unterscheidung, welche bis heute (2008) v.a. bei Öl und Gas von Relevanz ist (bei Holzkes-
seln ist diese Unterscheidung quantitativ noch nicht marktrelevant). Während der Anteil der 
kondensierenden Gaskessel im Jahr 2004 rund 19%-Punkte aller verkauften Kessel ausmach-
te, ist dieser Anteil in ausgewählten Ländern wie Deutschland deutlich höher (43%), in man-
chen wie z.B. Frankreich (4%) aber noch geringer (Figur 4). Seit etwa 2004/2005 ist Frank-
reich bemüht, diesen Anteil ebenfalls zu erhöhen, u.a. mit namhaften Steuergutschriften 
(crédits d’impôt). 
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Demgegenüber wiesen die Erdgas-Wand- und Standkessel in der Schweiz bereits 2000 
durchwegs hohe Anteile auf, sowohl anzahl- wie leistungsgewichtet gewichtet 85% bis 90%, 
unter Einbezug der Gebläse- und Kombikessel zwischen 80% und 85% (Aebischer et al. 
2002). Nachdem kondensierende Kessel beim Öl im Jahr 2000 quantitativ noch unbedeutend 
waren, hat deren Anteil seit diesem Zeitpunkt ebenfalls zugenommen.  
 

igur 1: Marktanteile von Heizanlagen in ausgewählten Ländern der EU und für die EU als  

anzes 
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Abbildung 5: Marktanteile von Heizanlagen in ausgewählten Ländern der EU und für die EU als Ganzes 
 
Quelle: VHK (2008), eigene Darstellung 
 

 
Beim genauen Hinsehen der Entwicklung der letzten 10 Jahre fällt auf, dass die Schweiz an 
Schrittmacherrolle verloren hat. Die Gründe sind vielfältig; aber ein Grund ist auch, dass Re-
gierungen anderer Staaten früher ambitioniertere Politik-Ziele als die Schweiz in den letzten 
Jahren formulierten. So dürfte die Aussenbestimmung der Schweizer Energie- und Gebäude-
Politik eher zunehmen, falls die Schweizer Regierung die Schweizer Wirtschaft im Feld der 
Schrittmacher weiterhin positionieren möchte.  
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